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I 


Die räumliche Ausdehnung der Vereine und die Vereins— 
verbindungen. 
(Schluß.) 

Wir kommen nun zu der Frage der Vereinsverzweigung und 
zu jener der Vereinsverbindung, ſei es in Vereinigungen ad hoc 
oder in dauernden Verbänden. 

Wenn wir von den politiſchen Vereinen abſehen, fo faßt ſich 
das geſammte Recht der Affiliation und Coalition für den inländiſchen 
Vereinsverkehr darin zuſammen, daß für die Errichtung von Zweig⸗ 
vereinen und für die Bildung von Vereinsverbänden die für die 
Gründung von Einzelvereinen maßgebenden Normen gelten, alſo auch 
ſpeciell jene bezüglich des Vereinsſitzes, mit der einzigen Abweichung, 
daß im Falle der auf mehrere Länder ausgedehnten Affiliation oder 
Coalition das Miniſterium des Innern zur entſprechenden Amtshand⸗ 
lung berufen iſt. Filialen und Verbände find ſomit, den Einzel⸗ 
vereinen gleich, örtlich gebunden und das Princip der Ueberwachung 
der Vereinsthätigkeit durch die nächſte Localbehörde kommt, wie wir 
ſchon geſehen, in der Schärfe zur Anwendung, daß die Anzeige von 
den Vorſtandswahlen von jedem Zweigvereine beſonders an feine Lo⸗ 
calbehörde zu erſtatten iſt, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß die Perſonen⸗ 
hierarchie des Geſammtvereines ſich von einem Punkte nicht mehr 
überſehen läßt. Die Vereinigung ad hoc hingegen ſowie die ver⸗ 
ſchiedenen Stufen der Perſonalunion werden für den inländiſchen 
Verkehr der nicht-politiſchen Vereine von dem Vereinsgeſetze gar nicht 
getroffen. 


Wie ſtellt ſich aber die Sache, wenn die Vereine ſich über die 
Reichsgrenzen hinwegſetzen wollen? 

Es könnte dies in mehreren Formen gedacht werden. Entweder 
gründet ein auswärtiger Verein Filialen in Oeſterreich oder ein öſter— 
reichiſcher will Schößlinge im Auslande treiben, entweder bildet ſich 
ein Verband von öſterreichiſchen und fremdländiſchen Vereinen derart, 
daß er ſeinen Sitz innerhalb, oder mit der Maßgabe, daß er denſelben 
außerhalb der Reichsgrenzen aufſchlägt. Deßgleichen iſt die Miſchung 
in⸗ und ausländiſcher Mitgliedſchaftselemente von verſchiedener Art, 
je nachdem Ausländer in öſterreichiſche Vereine eintreten wollen oder 
umgekehrt, und auch bezüglich der Verbindung ad hoc kann es eine 
Mehrheit von Modificationen geben. 

Was den Eintritt von Ausländern in öſterreichiſche Vereine 
und umgekehrt anbelangt, ſo waren in vormärzlicher Zeit diesbezüglich 
mehrere einſchränkende Beſtimmungen vorhanden. So hatte die kaif. 
Entſchließung vom 2. Februar 1834, verfügt, daß die von einer in⸗ 
ländiſchen Geſellſchaft) vorgenommenen Wahlen ausländiſcher Mit- 
glieder der ausdrücklichen Genehmigung von Seite des politiſchen 
Landeschefs bedürfen. Der aus Anlaß eines ſpeciellen Falles ergangene 
Miniſterialerlaß vom 30. April 1851 zieht daraus, daß der § 7 
des Patentes vom 4. März 1849 über die allgemeinen politiſchen 
Rechte ausdrücklich nur von dem Vereinsrechte öſterreichiſcher Staats⸗ 
bürger handle und das Vereinsgeſetz von 1849 ausdrücklich nur in 

Ausführung dieſes Geſetzartikels erfloſſen ſei, den wichtigen Schluß, 
daß in den geſetzlichen Bedingungen, unter welchen Ausländer Geſell— 
ſchaftsrechte in den öſterreichiſchen Staaten erwerben könuen, eine 
Veränderung nicht ſtattgefunden habe, und die Beſtimmung von 1834 
daher zu Recht beſtehe. Iſt dies richtig, fo hat an dem in dieſer 
Weiſe feſtſtehenden Rechtszuſtand auch durch das Vereinsgeſetz von 
1852 eine Umwandlung ſich nicht vollzogen, obwohl hier ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die Beziehung auf Grundrechte fehlt, und die gedachte Be- 
ſchränkung könnte höchſtens durch das Vereinsgeſetz von 1867 be- 
ſeitigt fein, welches die Ausländer allerdings von den politiſchen Ver- 
einen ausdrücklich ausſchließt, hiemit aber zu den übrigen indirect zu⸗ 
läßt. Der Eintritt eines Oeſterreichers in einen ausländiſchen Gelehr⸗ 
tenverein wird durch den an ſämmtliche Landeschefs gerichteten Mini⸗ 
ſterialerlaß vom 2. Jänner 1849, welcher an die Stelle früherer 
Normen tritt, zwar nicht von einer Bewilligung abhängig gemacht, 
es wird aber eine an die Statthalterei zu erſtattende Anzeige vor⸗ 
geſchrieben und dieſe ganz ſpecielle Vorſchrift könnte des allgemeinen 
Vereinsgeſetzes wegen ihre bindende Kraft ſo wenig eingebüßt haben 
als dieſelbe durch die Exiſtenz des Vereinsgeſetzes von 1849 aus⸗ 
geſchloſſen wurde). Daß die geheimen Geſellſchaften des In- und 
Auslandes nicht für zugänglich galten, bedarf wohl keiner näheren 


) Zunächſt hatte man wohl nur Akademieen und gelehrte Geſellſchaften im 
Auge, es iſt aber ausdrücklich auch von „ſonſtigen“ Geſellſchaften die Rede, vgl. 
Prov. Geſetzſamml. für Oeſterreich u. d. Enns, 1834 Nr. 72. 
) Vgl. M. E. v. 28. Auguſt 1850, Siebenb. Landesgeſetzel. S. 246. 


Beleuchtung, die bezüglichen Verhaltniſſe berühren weſentlich das 
ſtrafrechtliche Gebiet, weßhalb wir einfach auf die $$ 285 — 296 des 
Strafgeſetzes von 1852 verweiſen, aus welchen die verſchiedene Stel- 
lung erſichtlich iſt, welche Inländern im Falle der Betheiligung an 
in⸗ oder ausländiſchen, und Ausländern bei der Theilnahme an öſter⸗ 
reichiſchen geheimen Geſellſchaften zu Theil wird. 

Von gelehrten und geheimen Geſellſchaften abgeſehen erſcheint 
aber einem an die m. ö. Statthalterei gerichteten Miniſterialerlaſſe 
vom 14. Juli 1852 *) der Eintritt von Oeſterreichern in aus⸗ 
ländiſche Vereine nicht als principiell unzuläſſig. Auch die inter— 
nationale Verbindung ad hoc war unter der Herrſchaft des früheren 
Vereinsgeſetzes nicht verboten, wie z. B. ein böhm. Statth.⸗Erlaß 
vom 2. September 1853 **) beweist, welcher lediglich ausſpricht, daß 
die Betheiligung von inländiſchen Geſangvereinen an ausländiſchen 
Sängerfeſten nicht wünſchenswerth ſei. 

Es fragt ſich nun, wie es ſich mit der dauernden internationalen 
Verbindung von Vereinen verhalte, ob, nachdem die internationalen 
Vereinsverzweigungen und Vereinsverbände in dem Vereins-Geſetze 
von 1867 gar nicht erwähnt werden, dieſelben nach Analogie der 
inländiſchen Affiliation und Coalition zu behandeln ſeien, oder ob 
dieſes Rechtsgebiet als von dem Vereinsgeſetze gar nicht geregelt zu 
gelten habe und ſeine Normirung in anderen Vorſchriften finden 
müſſe. Es könnte diesbezüglich der vielberufene Miniſterialerlaß vom 
14. Juli 1852 von Bedeutung ſein. Dieſer, vor dem Vereinsgeſetze 
von 1852 erlaſſen, habe, ſo heißt es, neben dem letzteren unverrückt 
beſtanden, da er ſich mit dem internationalen Vereinsverkehr befaßte, 
während letzteres nur die Vereinsverhältniſſe im Inlande regeln 
wollte, es liege daher, ſo wird gefolgert, an ſich gar kein Widerſpruch 
vor, wenn derſelbe auch heute noch neben dem Vereinsgeſetze von 
1867 aufrecht ſtehe, da dieſes nur in die Fußſtapfen ſeines Vor⸗ 
gängers getreten ſei. 

Trotzdem liegt aber die Sache anders, denn der oben citirte 
Miniſterialerlaß iſt keine allgemein kundgemachte Verordnung, ſondern 
eine auf Anfrage der n. ö. Landesſtelle dieſer ganz allein mitgetheilte 
Interpretation des Vereinsgeſetzes von 1849, nach welcher allerdings 
der Anſchluß eines inländiſchen Vereines an einen ausländiſchen un⸗ 
bedingt unſtatthaft fein ſollte, ſelbſt wenn der Verein in feinem Ent⸗ 
ſtehen keiner Genehmigung bedurft hätte, weil durch einen ſolchen 
Anſchluß die der inländiſchen Behörde obliegende Ueberwachung des 
inländiſchen Vereines vereitelt werden könnte. Eine neue Rechtsvorſchrift 
ſollte ſomit in dieſem Miniſterialerlaſſe nicht ausgeſprochen werden 
und hätte ſchon wegen der unterbliebenen Kundmachung bindende 
Kraft nicht gewinnen können, es müſſen demnach für die dauernden 
internationalen Vereinsverbindungen Specialvorſchriften älteren oder 
neueren Datums maßgebend fein oder es kommt alles auf die Natur 
des in dem Vereinsgeſetze von 1867 normirten Ueberwachungsrechtes an. 

Lehrreich bleibt aber jener Erlaß immerhin inſoferne als auch 
durch ihn nur der Anſchluß eines inländiſchen Vereins an einen aus⸗ 
ländiſchen Verein verboten war, nicht aber umgekehrt. Man könnte 
hierin auf den erſten Blick einen Widerſpruch mit den oben erörterten 
Vorſchriften vermuthen, welche den Eintritt von Ausländern in öſter⸗ 
reichiſche Vereine ſchwieriger machen als jenen von Inländern in 
auswärtige Geſellſchaften, in der That verhält ſich aber die Sache 
anders. Ein ausländiſcher Verein, welcher zur Filiale eines öſter⸗ 
reichiſchen Vereines oder zum Gliedervereine eines öſterreichiſchen Ver⸗ 
bandes wird, unter wirft ſich einem öſterreichiſchen Einfluße, während die 
polizeiliche Phantaſie in dem ausländiſchen Einzelmitgliede zunächſt den 
fremden Emiſſär erblickt. Hinwiederum wird der Inländer, welcher 
in einen fremden Verein als Mitglied tritt, allerdings ausländiſchen 
Einflüſſen ausgeſetzt und vielleicht auch unterworfen, die Gefahr iſt 
aber eine weit geringere als wenn der Anſchluß von Seite einer zu 
dieſem Zwecke organiſirten Maſſe erfolgt. Es iſt möglich, daß wir 
in die erörterten Normen, welche der Zeit nach weit auseinander 
liegen, mehr hineintragen, als in dieſelben mit Bewußtſein hinein⸗ 
gelegt wurde, jedenfalls iſt aber der Standpunkt der Geſetzgebung, 
die ſich nicht entſchließt, den internationalen Vereinsverkehr dem in⸗ 
ländtſchen völlig gleichzuſtellen, ein weſentlich anderer, wenn auslän⸗ 
diſche Einflüſſe in dem heimiſchen Staate Boden gewinnen oder wenn 


„) Vgl. Zaleieky, Handbuch 3. Bd. S. 505. 
) Gedr. Norm. Sammlung der böhm. Statth. pol. Abth S. 173. 
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inländiſche Beſtrebungen verwandte des Auslandes an ſich ziehen und 
von ſich abhängig machen. Stünde der Erlaß vom 14. Juli 1852 
heute als allgemeine Norm aufrecht, ſo wäre es dem entſprechend 
durchaus nicht verboten, daß öſterreichiſche Vereine im Auslande 
Filialen gründen, und vielleicht auch nicht, daß ſie mit ausländiſchen 
Vereinen Verbände ſchließen, ſoferne nur dieſelben den Sitz im In⸗ 
lande haben. Jener Erlaß wäre nur ein Hinderniß für die Gründung 
von Filialen auswärtiger Vereine in Oeſterreich oder für den Anſchluß 
eines öſterreichiſchen Vereines an einen Verband, der ſeinen Sitz 
außerhalb der Reichsgrenzen aufſchlägt. Da nun nach unſerer Meinung 
der genannte Erlaß die behauptete Bedeutung nicht beſitzt, andere 
Specialvorſchriften uns aber nicht bekannt ſind, ſo erübrigt uns nichts, 
als die Frage nach dem Vereinsgeſetze zu behandeln und, da dieſes 
den internationalen Vereinsverkehr gar nicht erwähnt, hat, dieſelbe 
nach Analogie der Affiliation und Coalition im Inlande zu entſcheiden. 

Zu den die Exiſtenz ſolcher Vereinsbildungen bedingenden Amts⸗ 
handlungen ijt jedenfalls nur das Miniſterium des Innern competent, 
da immer, wenn man auch nur e in öſterreichiſches Land herbeiziehen 
wollte, noch die Beziehung zu einem anderen Gebiete in Frage kommt 
Will ein öſterreichiſcher Verein oder Vereinsverband über die Reichs⸗ 
grenzen hinausgreifen, ſo iſt das Maß dieſer Ausdehnung in den 
Statuten genau zu umſchreiben nach Analogie all deſſen, was wir für 
die Wanderverſammlungen u. |. w. im Inlande ausgeführt haben. 
Will ein außeröſterreichiſcher Verein oder Vereinsverband im Ju⸗ 
lande Wurzel faſſen, ſo wird neben der Prüfung der für die öſter— 
reichiſchen Glieder geltenden Sonderſtatuten immer jene der im Aus⸗ 
lande vielleicht ſchon genehmigten Satzungen des Stammvereins oder 
Geſammtverbandes vorgenommen werden müſſen. Im erſteren Falle 
müßte die Regierung auf die Ueberwachung der ausländiſchen Filialen 
oder Verbandsvereine verzichten, im zweiten überdies auf jene des 
auswärts befindlichen Stammvereins oder Verbandsdirectoriums; der 
Verzicht wird der Regierung in dieſem Falle ſchwerer fallen als in 
jenem, und nur daun nicht ſehr empfindlich ſein, wenn die Leitung 
des Verbandes in Händen eines Ausſchuſſes liegt, nicht eines Vereins 
als Vorort, da ja wenigſtens die in Sitzungen ſich äußernde Vor- 
ſtandsthätigkeit auch im Inlande der vereinsgeſetzlichen Controle nicht 
unterliegt. Als „geieg- oder rechtswidrig“ kann aber der Verzicht 
auf das Ueberwachungsrecht nach der Formulirung desſelben im Ver⸗ 
einsgeſege ($ 13, 18 u. a. m.) kaum gelten, es widerſpricht einer 
ſolchen Auffaſſung zudem der Vorgang bei manchen der dem Ver- 
einsgeſetze nicht unterworfenen Erwerbsgeſellſchaften, bei Orden und 
Congregationen, ſowie die neben den ſtrengen Beſtimmungen des 
Vereinsgeſetzes von 1852 mögliche Verordnung vom 28. Juli 
1856) R. G. B. Nr. 122, S. 384), welche den katholiſchen Bruder⸗ 
ſchaften (allerdings unter Beſchränkungen) geſtattete, mit gleichartigen 
ausländiſchen Vereinen Beziehungen einzugehen. Es durfte daber 
die Verweigerung der Statutenbeſcheinigung dem Miniſterium nur 
dann frei bleiben, wenn dieſes mit Rückſicht auf die internationalen 
Verhältniſſe und die Eigenart der bezüglichen Körperſchaften den An⸗ 
ſchluß an die ausländiſchen Vereine als „ſtaatsgefährlich“ zu bezeichnen 
vermöchte. Iſt aber die Zuläſſigkeit des Anſchluſſez einmal ausge⸗ 
ſprochen, ſo greifen für die Ueberwachung der inländiſchen Filialen 
und Gliedervereine durch die Localbehörden die oben erörterten Vor— 
ſchriften ohne jegliche Modification Platz. 

Einer beſonderen Beſchränkung unterliegen, die politiſchen Ver⸗ 
eine; denn ganz abgeſehen davon, daß die allgemeinen Vorſchriften 
auch auf fie Anwendung finden, trifft fie noch der § 33 des Vereins⸗ 
gefeges, deſſen Wortlaut wir an die Spitze der biemit folgenden 
Unterſuchung ſtellen müſſen: 

„Politiſchen Vereinen iſt unterſagt, Zweigvereine (Filialen) zu 
gründen, Verbände unter ſich zu bilden oder ſonſt mit anderen Ver⸗ 
einen, ſei es durch ſchriftlichen Verkehr, ſei es durch Abgeordnete, in 
Verbindung zu treten. Deßgleichen darf kein Vorſtandsmitglied dem 
Vorſtande eines anderen politiſchen Vereines angehören.“ 

Daß dieſer Paragraph einſchneidende Beſchränkungen der Ver⸗ 
einigungsfreiheit enthalte, und zwar in der Abſicht, die politiſche Agi⸗ 
tation zu localiſiren, iſt auf den erſten Blick unverkennbar; uns kommt 
es aber nun darauf an, die Grenzlinie des Verbots genau zu be- 
ſtimmen. 

Zunächſt ift die Affiliation ganz allgemein getroffen, die Bildung 
von Filialen iſt für politiſche Vereine abſolut unmöglich; das Gleiche 


ur 
gilt von der Coalition politiſcher Vereine in dauernder Form, denn 
es iſt ihnen unterſagt „Verbände unter ſich zu bilden“. In beiden 
Fällen waltet unzweifelhaft dieſelbe ratio legis vor, denn hier wie 
dort, im Falle der Unterordnung oder der Nebenorduung zweier po— 
litiſcher Aſſociationen, wird die Zuſammenballung ſonſt getrennter agi⸗ 
tatoriſcher Kräfte erreicht. Hiemit ſind die entwickeltſten Formen der 

Verbindung von Vereinen vereitelt, nicht minder unzweideutig iſt 
aber auch eine Art der factiſchen Vereinigung, der Perſonalunion, 
verpönt, nämlich, daß ein „Vorſtandsmitglied dem Vorſtande eines 
anderen politiſchen Vereines angehöre.“ Als zweifellos zuläſſig ergibt 
ſich bis jetzt nur die bunte Fülle aller jener perſönlichen Zuſammen⸗ 
hänge von politiſchen Vereinen unter einander oder mit nicht-politiſchen 
Vereinen, welche wir uns mit Ausnahme des oben citirten Falles 
conſtruiren können, z. B. A. iſt Vorſtandsmitglied des politiſchen 
Vereines N. und nicht chargirtes Mitglied des politiſchen Vereines B. 
A. iſt nicht chargirtes Mitglied der politiſchen Vereine X. und 9. 
A iſt Vorſtandsmitglied des politiſchen Vereines k. und des nict- 
politiſchen Vereines Y. u. ſ. w. 

Mit alledem haben wir aber alle Varianten der Vereinsver— 
bindung nicht erſchöpft, es war noch nicht die Rede von dauernden 
Verbänden politiſcher Vereine mit nicht⸗politiſchen, und eben ſo we⸗ 
nig von der Verbindung ad hoc, ſei es unter politiſchen Vereinen 
oder von politiſchen mit nicht-politiſchen. 

Auf die bezüglichen Fragen erhalten wir nun in dem Vereins⸗ 
geſetze eine auf den erſten Schein überraſchende Antwort, denn nach 
dem citirten Paragraph 33 ſoll es den politiſchen Vereinen un— 
terſagt ſein: 

a. Verbände unter ſich zu bilden oder 


b. ſonſt mit anderen Vereinen in Verbindung zu treten. 
Glaubt man hierin eine Gegenüberſtellung der „politiſchen“ und 
„anderen“ Vereine zu finden, fo find die letzteren die „nicht-politiſchen“ 
und man kommt dann zu folgendem widerſpruchsvollen Reſultat: 

4. den politiſchen Vereinen iſt es unterſagt, dauernde Ver⸗ 
bände „unter ſich“ zu bilden, aber geſtattet, in ſolche mit „nichtpoli⸗ 
tiſchen“ Vereinen einzutreten, 

b. den politiſchen Vereinen tft es unterfagt, „ſonſt“, d. i. auf 
vorübergehende Weiſe, mit „anderen“, d. i. mit „nicht-politiſchen“ Ver⸗ 
einen in Verbindung zu treten, hingegen geſtattet, eine ſolche Ver 
bindung „unter ſich“ anzuknüpfen. 

Die abſurde Gonfequenz*), zu welcher eine ſolche Wortinter— 
pretation führt, liegt auf der Hand, ſie wird nur, wo möglich, noch 
klarer, wenn man ſieht, daß das letzte Alinea verlangt, „deßgleichen“ 
dürfe kein Vorſtandsmitglied dem Vorſtande eines anderen „politiſchen“ 
Vereines angehören. Bei der loſeſten Form der Vereinigung (Per- 
ſonalunion) ſo wie bei der engſten (Verband und Filiale) ſoll nur 
das Wechſelverhältniß politiſcher Vereine getroffen werden und bei 
der in Mitte ſtehenden Verbindung ad hoc ſoll gerade dieſes unbe⸗ 
rührt bleiben, während die ſonſt geſtattete Verknüpfung politiſcher 
und nicht⸗politiſcher Vereine in dieſem einen Falle verboten wird. 

Dies alles drängt doch unwiderſtehlich zu der Annahme, daß, 
wie bei der Perſonalunion, „deßgleichen“ auch bei der vorübergehen— 
den Verbindung nur die Verbindung des einen politiſchen Vereines 
mit dem „anderen“ gemeint ſei. Wir hätten ſodann in dieſem Para⸗ 
graph eine vollkommen logiſch abſteigende Gradation, den politiſchen 
Vereinen iſt unterſagt: 

a) Zweigvereine (Filialen) zu gründen, 

b) Verbände unter ſich zu bilden, N 

e) Verbindungen ad hoc, ſei es durch ſchriftlichen Verkehr, ſei 
es durch Abgeordnete, unter einander anzuknüpfen, 
ein gemeinſchaftliches Vorſtandsmitglied zu haben. 
Von allen denkbaren Formen des Wechſelverhältniſſes politiſcher 
Vereine ſind ſomit nur die loſen perſönlichen Zuſammenhänge ohne 
juriſtiſchen Nexus und auch dieſe nur mit Ausnahme eines beſonders 


d) 


) Wir erlauben uns in parenthesi auch noch auf folgenden Widerſpruch auf 
merkſam zu machen. Die Verbindung von politiſchen und nicht-politiſchen Vereinen 
wäre auch nach der beſprochenen Wortinterpretation nur den erfteren „unterſagt“, 
an letzteren aber nicht ſtrafbar, ſoferne die Verbindung zu einem nicht⸗politiſchen 
Zweck eingegangen, der Wirkungskreis der nicht-politiſchen Vereine ſomit nicht 
überichritten würde, 


qualificirten Falls geſtattet, hingegen ſind die Beziehungen zwiſchen 
politiſchen und nicht-politiſchen Vereinen an ſich eben fo frei als jene 
zwiſchen zwei beliebigen Gruppen der letzteren Kategorie. Eine 
Schranke liegt nur in dem § 35, welcher einem nicht-politiſchen Ver⸗ 
eine das Eingreifen in politiſche Angelegenheiten verwehrt, weun er 
ſich nicht den für die Bildung eines politiſchen Vereines geltenden 
Anordnungen unterziehen will. Da es aber umgekehrt einem politiſchen 
Vereine nicht unterſagt iſt, ſich mit nicht-politiſchen Gegenſtänden 
zu befaſſen, ſo iſt ein gemeinſames Thätigkeitsobject für Vereine der 
beiden Kategorien ganz gut denkbar, ſei es in der Form einer vorüber— 
gehenden Verbindung (z. B. zu geſelligen Zwecken), ſei es in jener eines 
dauernden Verbandes (3. B. zum Zwecke der Erbauung und Erhaltung 
eines Vereinshauſes, zur Gründung eines die beiderſeitigen Mitglieder 
umfaſſenden wirthſchaftlichen Vereines u. ſ. w.). 

Vom polizeilichen Geſichtspunkte aus iſt hiebei eine Gefahr 
allerdings nicht zu verkennen, politiſche Vereine können auf dieſe 
Weiſe einen Einfluß auf Außenſtehende gewinnen, an einem beſtimmten 
Orte zur Allgewalt gelangen und in ſanften Formen eine örtlich 
ausgebreitete agitatoriſche Wirkſamkeit entfalten. Wenn das Vereins⸗ 
geſetz es aber nicht vermocht oder nicht beabſichtigt hat, die Mitglied⸗ 
ſchaft auf den Vereinsſitz zu befchränfen, wenn die Verſuche der Exe— 
cutive, die Wanderverſammlungen zu verhindern, an der Auslegung 
des Vereinsgeſetzes durch das Reichsgericht geſcheitert find, fo halten 
wir die erwähnten Gefahren für verhältnißmäßig ſo unbedeutend, daß 
es unbegreiflich iſt, weßhalb ſich die Praxis von einer nicht nur eng— 
herzigen, ſondern geradezu widerſinnigen Auslegung des Geſetzes nicht 
längſt freigemacht hat. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Regierungsbehörde, welche in eigener Regie Handwerksar⸗ 

beiten durchführen läßt, kann nicht als Gewerbtreibender und da- 

her auch nicht im Sinne des VII. Hauptſtückes der Gewerbeordnung 

als Genoſſenſchaftsmitglied der G Gewerbe angeſehen 
werden. 


In der Landeshauptſtadt Cz. wurde zur Unterbringung der Woh— 
nung des k. k. Landespräſidenten ſowie der Kanzleien der k. k. Lan⸗ 
desregierung, der Bezirkshauptmannſchaft und anderer Behörden ein 
Regierungsgebäude in eigener Regie unter der Leitung eines techniſchen 
Organes gebaut. Bei dieſem großen Bau ſind auch ſämmtliche 
Tiſchlerarbeiten in eigener Regie ausgeführt und zu dieſem Zwecke 
die erforderliche Anzahl von Tiſchlergeſellen und Gehilfen gegen Tag⸗ 
lohn aufgenommen worden, welche in eigenen ärariſchen Localitäten 
unter Aufſicht des Bauleiters gearbeitet haben und denen die in's 
Verdienen gebrachten Taglöhne regelmäßig in gewiſſen Zeitabſchnitten 
ausgezahlt wurden. 

Die Cz. er Tiſchlergenoſſenſchaft hat mit der Eingabe vom 7. Juli 
1874 an die Landesregierung das Anſuchen geſtellt, daß die k. k. 
Landesregierung als Arbeitsgeber für die bei dem Bau des Regie⸗ 
rungsgebäudes in Verwendung geſtandenen Tiſchlergeſellen in Gemäß— 
heit des § 17 der genehmigten Statuten der Tiſchlergenoſſenſchaft die 
entfallenden Beiträge wöchentlicher 5 kr. 6 W. in den darin ange— 
führten Beträgen an die Genoſſenfchaftscaſſe abführen möge. 

Das Anſuchen der Genoſſenſchaft wurde mit Beſcheid der 
Landesregierung vom 26. Juli 1874 zurückgewieſen, „da die Staats⸗ 
verwaltung nicht als Arbeitsgeber im Sinne der fraglichen Statuten 
und der Gewerbeordnung angeſehen, derſelben auch nicht die ſtatuten— 
mäßige Haftung für die angeſprochenen Beträge zugemuthet werden 
könne, ferner da die Staatsverwaltung als Bauführer und Arbeits⸗ 
geber in die Tiſchlergenoſſenſchaft nicht eingetreten ſei und daher nicht 
als Mitglied derſelben betrachtet werden konnte, ſomit ihr auch keine 
Rechte und Pflichten gegenüber der gedachten Genoſſenſchaft oblagen.“ 

Gegen dieſen Beſcheid ergriff nun die Tiſchlergenoſſenſchaft die 
Miniſterial⸗Berufung. 

Das Handelsminiſterium hat unterm 3. November 1874, 
Z. 30.823 dieſem Recurſe unter Aufrechthaltung der angefochtenen 
Entſcheidung keine Folge gegeben, „weil die k. k. Landesregierung 


rückſichtlich der von derſelben in eigener Regie geführten Bauten und 
Adaptirungsarbeiten im Hinblicke auf den Inhalt des Punktes IV. 
des kaiſerl. Patentes vom 20. December 1859 (R. G. Bl. Nr. 227) 
nicht als Gewerbtreibender angeſehen werden kann und auf dieſelbe 
die Beſtimmungen des VII. Hauptſtückes der Gewerbeordnung und 
der hierauf baſirten Genoſſenſchafts-Statuten der Tiſchler in Cz. umſo⸗ 
weniger Anwendung finden können, als die k. k. Landesregierung nicht 
Mitglied dieſer Genoſſenſchaft iſt und daher weder Rechte noch Pflichten 
im Sinne der Statuten denſelben gegenüber zu üben hat.“ 
W. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 10. Auguſt 1874, 3. 23.903 an alle Lan— 
deschefs betreffend die Vekanntmachung der Regiſtrirung von Produetivgenoſſen— 
ſchaften durch öffentliche Blätter. 


Aus Anlaß einer hierorts vorgebrachten Beſchwerde über die verfügte 
Kundmachung der Eintragungen von Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
in das Genoſſenſchaftsregiſter eines Handelsgerichtes durch mehrere öffentliche 
Blätter, beehre ich mich im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern 
Eure .. .. darauf aufmerkſam zu machen, daß nach § 16 der Verordnung der 
Miniſterien der Juſtiz, des Innern und des Handels vom 14. Mai 1873, R. 
G. Bl. Nr. 71, womit in Vollziehung des Geſetzes vom 9. April 1873 über 
die Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften die erforderlichen Beſtimmungen 
in Betreff der Anlegung und Führung des Genoſſenſchaftsregiſters erlaſſen wur⸗ 
den, der Chef der politiſchen Landesſtelle für die Bekanntmachung der Eintra⸗ 
gungen in das Genoſſenſchaftsregiſter nach Rückſprache mit dem Handelsgerichte 
nur ein einziges öffentliches Blatt zu beſtimmen hat und daß für die Be- 
kanntmachung in allen Fällen, in welchen das Geſetz über Erwerbs- und Wirth. 
ſchaftsgenoſſenſchaften vom 9. April 1873 nicht ausdrücklich ein Anderes beſtimmt ; 
die einmalige Einſchaltung in dieſes öffentliche Blatt genügt. Hievon wird Sei⸗ 
tens des k. k. Juſtizminiſteriums auch ſämmtlichen zur Führung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters berufenen Gerichten demnächſt Kenntniß gegeben werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die k. und k. Attached Albert v. Eperjefy, Adolf 
Grafen Benft und Ludwig Grafen Hunyady zu Honorar-Legationsſecretären 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann S. Solomon in St. Helena 
zum Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Kaufmann W. N. Latimer in S. Juan de 
Puerto Rico zum Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe bei der Finanzprocuratur in Laibach 
Dr. Joſef Sajiz tarfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Vicepräſidenten in Prag Franz 
Ritter Laufberger v. Bergenheim anläßlich deſſen Penſionirung die A. h. 
Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär Johann Kafalowsky in 
Brünn den Titel uud Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Theodor 
Pichs bei deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Sections 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Oberzollinſpector zu Bodeu⸗ 
bach Joſeph Schuck eine ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtelle im Finanzminiſterium 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanz⸗Landesdirector in Brünn 
Mathias Raisky das Ritterkreuz des Leopolds⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Ignaz Grüner zum Statt⸗ 
halterei⸗Vicepräſidenten bei der Prager Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Eugen von Adda in Prag 
den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Med. und Chir. David Jahnl in Pilſen 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfret verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Franz Payrleithner in Steyr 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofrath Bohuslav Ritter von Widmann zum 
Landespräſidenten im Herzogthume Krain ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzprocurator in 
Laibach Dr. Friedrich Ritter Kaltenegger von Riedhorſt den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des oberſten Rechnungshofes Rudolf 
Edlen von Salzmann-Bienenfeld anläßlich der Enthebung desſelben von 
der proviſoriſchen Leitung der General⸗Intendenz die Allerh. Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben anläßlich höchſtdero Reiſe nach Trieſt, Görz, Iſtrien 
und Dalmatien folgende Auszeichnungen verliehen: die Würde eines gehei⸗ 
men Rathes: dem Statthalter vom Küſtenlande Felix Freiherr Pino von 
Friedenthal; den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe: dem 
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Landeshauptmann in Görz Franz Grafen Coronini⸗Cronberg; das Com- 
thurkreuz des Franz-Joſef-Ordens: dem Podeſta in Trieſt Dr. Maximi⸗ 
milian d' Angeli, dem Mitgliede des Stadtrathes ebendaſelbſt Karl Ritter von 
Rittmeyr und dem Landeshauptmanne in Iſtrien Dr. Franz Vidulich; ferner 
das Ritterkreuz des Le opold⸗Ordens: dem Miniſterialrathe im Handelsmi— 
niſterium Julius Klepecka und dem Bürgermeiſter in Raguſa Rafael Grafen 
Pozza; weiters den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe: dem 
Bürgermeifter in Spalato Dr. Anton Bajamonti, dem Bürgermeiſter in Cattaro 
Spiridion Bieladinovich, dem Bürgermeiſter in Mue Hieronymus de Cam bj, 
dem Oberfinanzrathe in Zara Dr. Karl Cerrone, dem Statthaltereirathe in 
Zara Dr. Franz Danilo, dem Landeshauptmann Stellvertreter in Görz Dr. 
Alois Pajer, dem Bezirkshauptmann und Vorſtand des Statthalterei-Präſidial⸗ 
bureaus in Zara Ferdinand Freiherrn von Pascotini-Juriscovic, dem Bür— 
germeiſter in Görz Dr. Karl Perinello, dem Statthaltereirathe und Bezirks⸗ 
hauptmanne in Cattaro Nikolaus Rendich von Miscovich, dem Statthalterei- 
rathe in Trieſt Theodor Ritter von Rinaldini und dem Bürgermeiſter in Zara 
Nikolaus Trigari; den Adel: dem geweſenen Gemeindevorſteher in Montona, 
Johann Anton Flego und dem Dberpoftrathe und Poftdirector in Zara Simeon 
Curinaldi; ferner den Titel u. Charakter eines Hofrathes: dem Oberfi⸗ 
nanzrathe und Finanzprocurator in Zara Dr. Anton Smirich; den Titel u. Cha- 
rakter eines Starthaltereirathes: dem Bezirkshauptmann in Sebenico Georg 
Lanevez den Titel u. Charakter eines Oberfinanzrathes dem Finanzrathe 
in Trieſt Richard Hartmannz das Ritterkreuz des Franz⸗Joſephs-Ordens: 
dem Bürgermeiſter in Solta Peter degli Alberti, dem Bezirkebauptmann in Sign 
Jacob Arcon, dem Statthaltereiſecretär in Zara Emannel Budiſavljevie von 
Predor, dem Bürgermeiſter in Pola Dr. Angelo Demartini, dem Bürgermeiſter 
in Gelſa Nikolaus Dubocovic, dem Bürgermeiſter in Trappano Dr. Stefan Ferri 
dem Bürgermeiſter in Luſſinpiccolo Candidus Gerolimich, dem Bürgermeiſter in 
Leſina Dr. Johann Baptiſt Macehiedo, dem Finanzwach⸗Obercommiſſär in Spafato 
Gerhard Meßmer, dem Bürgermeiſter in Seſana Carl Poll ej, dem Bürgermeiſter 
in Obrovazzo Wladimir Simic, dem Bürgermeiſter in Sebenico Anton Supuk, dem 
Bürgermeiſter in Savodnje Gaudenz Toſi, dem Bürgermeiſter in Caſtelnuovo Conte 
Georg Vojno vic und dem Telegraphen⸗Director in Zara Johann Wisgrillzferners 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone: dem Bürgermeiſter in Peraſto, 
Novigrad, Caſtelnuovo, Piſano, Imoschi, Benkovaz, Meikovic, Haidenſchaft, Zanjina, 
Cittavecchia, Bol, Dobrota, St Giovanni auf Brazza, Canale, Fort Opus, Caſtel 
Vitturt, Zaravecchia, Vrlika, St. Canciano, Angelo, Merna, Grado und Sign, nämlich: 
Andreas Braikovic, Joſef Buzolie, Dr. Jacob Cega, Alexander Celovic, Johann 
Colombani, Nikolaus Dapar, Johann Gabrié, Daniel Godina, Blaſius 
Ja ſpriza, Peter Ivaniſevié, Dr. Nikolaus Ivulich, Vitus Kamenarovic, 
Andreas Luxic⸗Niſetiz, Franz Malnig, Nikolaus Oman, Dr. Joſef Omaſic, 
Thomas Pelicaric, Anaſtaſius Riſtovic, Angelo Roſſi, Johann Scalettari, 
Anton Scaramuzza und Franz Tripalo; dem Bezirksarzt in Benkovaz Dr. Felix 
Inghini, dem Zolleinnehmer in Stagno Rudolf Lederer, dem Bezirkscommiſſär 
in Trau Per. Freiherr von Ljubibratich, dem Communalarzt in Curzola Dr. 
Nikolaus Miroßevich, dem Inſpector der Grundſteuerregulirungs⸗Landescom⸗ 
miſſion in Gerz Johann Schmidinger, dem Oberinſpector der Sicherheitswache 
25511 Vinzenz Zempirek und dem Bezirksarzte in Curzola Dr. Johann 
o vetti 

Seine Majeſtät haben in Anerkennung der beſonders verdienſtlichen Leiſtungen 
und erfolgreichen Mitwirkung an der Donau⸗Regulirung bei Wien dem Ober⸗ 
bauleiter Miniſt. Rath Guſtav Wer das Ritterkreuz des Leopold-Ordens, dem 
Statthaltereirathe Auguſt Freiherrn von Plappart, dem Mitgliede der Donau⸗ 
Regulirungscemmiſſion Ludwig Tenenbaum und den Unternehmern der Re⸗ 
gulirungsarbeiten Hildebert Herſent und Alfons Couvreux den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe. dann dem Mitgliede der Donau⸗Regulirungs— 
commiſſion Baurath Wilhelm Groß den Titel eines Oberbaurathes, und 
zwar allen mit Nachſicht der Taxen; weiters dem Oberingenjeur Gottlieb 
Fänner, dem Secretär der Donau-Regulirungscommiſſion Dr. Franz Liharzik 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef Ordens, endlich den Ingenieuren Victor von 
Domaszewski und Sigmund Thaußig das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Stellvertreter des Oberbauleiters der Donau⸗ 
Regulirungcommiſſion Baurath Johann Borko witz den Titel und Charakter eines 
Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcontrolor Joſeph Roſen wald zum 
Poſtſecretär im Poſtcursbureau und den Poſteontrolor Eduard Fornaſari Edlen 
von Verce zum Oberpoſtcontrolor bei der Poſtökonomie-⸗Verwaltung ernannt. 


Erledigungen. 


Zehn Aichinſpectorsſtellen und zwar: vier Oberinſpectoren in Wien, Prag, 
Lemberg und Trieſt in der ſiebenten Rangsclaſſe und ſechs Inſpectorenſtellen in 
Linz Innsbruck, Graz, Zara, Brünn und Czernowitz, in der achten Rangsclafſe, 
bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 

Oberförſtersſtelle im Bereiche der Forſt⸗ und Domänendirection in Salz⸗ 
burg mit der neunten, eventuell eine Förſtersſtelle mit der zehnten oder eine Forſt⸗ 
aſſiſtentenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe, oder eine Forſtelevensſtelle, bis 
15. Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 

Officialsſtelle im Wiener k. k. Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 420 fl. 
Quartiergeld, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle im Junsbrucker Verwaltungsgebiete in der neunten 
Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 112.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Gmundener Forfte und Domäuen⸗Direction 
in der eilften Rangsclaſſe, eventuell eine Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum. 

Zwei Geometerſtellen für den Vermeſſungsdienſt bei der Grundſteuerre⸗ 
gulirung in Schleſien it dem Taggelde von 3 fl., proviſoriſch, bis Ende Mai. 
Amtsbl. Nr. 111.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


